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Abkürzungsverzeichnis

EMD Eidgenössisches Militärdepartement,
heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

DMF Département militaire fédéral,
aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Im Kanton Bern hiess die Stimmbevölkerung im November mit überraschenden 55,8%
Ja-Stimmen bei einer Stimmbeteiligung von 50% eine Verfassungsinitiative „Keine
Einbürgerung von Verbrechern und Sozialhilfeempfängern“ der Jungen SVP gut.
Kriminelle, Sozialhilfeempfänger und Personen ohne Aufenthaltsbewilligung sollten
künftig nicht mehr eingebürgert werden. Ob die Initiative wirklich die postulierte
Verschärfung bringt, war bereits im Abstimmungskampf umstritten. Da nur die SVP die
Vorlage unterstützte und alle anderen Parteien sich in einem Gegenkomitee
zusammenschlossen, war die Annahme der Initiative überraschend. Bei der Umsetzung
der Initiative wird zu prüfen sein, inwiefern die Forderung mit dem
verfassungsrechtlich verankerten Diskriminierungsverbot zu vereinbaren ist. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.11.2013
NADJA ACKERMANN

Strafrecht

Der Fall Rappaz wirkte auch 2013 noch nach. Zur Debatte stand dabei das Dilemma
zwischen Schutzpflicht des Staates und Selbstbestimmungsrecht des Häftlings. Die
durch den Hungerstreik des Hanfbauern angeregte Diskussion über die
Zwangsernährung von Häftlingen führte dazu, dass mehrere Kantone diese Fälle nun
explizit regelten. Abgeschlossen sind die Revisionen in den Kantonen Zug, St. Gallen und
Solothurn. Gesetzesrevisionen laufen derzeit in den Kantonen Appenzell Ausserrhoden
und Luzern. Dabei wurde meist der Standpunkt vertreten, dass der Wunsch des
Häftlings zu respektieren sei, auch wenn dieser zum Tod führe. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.04.2013
NADJA ACKERMANN

Datenschutz und Statistik

Eine nationale Premiere gab es in den Kantonen Schwyz, Ob- und Nidwalden. In diesen
Kantonen kann sich neu jeder im Internet über den Standort von öffentlichen Kameras
informieren. Diese Einrichtung wird in den kantonalen Datenschutzgesetzen
gefordert. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.03.2011
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Verschiedene Kantone hatten das in der Verordnung über die Behandlung von
Staatsschutzakten stipulierte Verfügungsrecht des Bundes über kantonale Akten, die an
den Bund weitergeleitet worden waren, bestritten. In seinem Entscheid vom 29. Mai
über staatsrechtliche Klagen des Kantons Genf gegen den Bund bzw. des Bundes gegen
den Kanton Baselland gab das Bundesgericht dem Bundesrat recht. Es stellte dabei
insbesondere fest, dass die rechtlichen Grundlagen für staatsschützerische Aktivitäten
des Bundes zwar relativ vage, aber doch gegeben seien. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.05.1991
HANS HIRTER

Kriminalität

Besondere Vollzugsprobleme zeigten sich im Kanton Zürich. Vor allem als Folge der
Konzentration des schweizerischen Drogenmarktes auf die Stadt Zürich waren die
Gefängnisse oft dermassen überfüllt, dass die Polizei auf Verhaftungen verzichten
musste, oder dass Gefangene, bei denen die Landesverweisung vollzogen werden
konnte, vorzeitig entlassen wurden. Der Zürcher Regierungsrat Leuenberger (sp)
kündigte gegen Jahresende den Bau von neuen Vollzugsanstalten an. Die von Zürcher
Politikern aufgestellte Forderung nach einem Einsatz der Armee im Strafvollzug wurde
von EMD-Chef Villiger umgehend und kategorisch abgelehnt. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.12.1993
HANS HIRTER
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Landesverteidigung

Militäreinsätze

Suite à l’offensive américaine en Afghanistan, le Conseil d’Etat genevois a demandé au
gouvernement de mobiliser 50 gardes-fortifications ou soldats en cours de répétition
pour aider la police du canton à assurer les tâches de surveillance des représentations
diplomatiques. La sécurité des ambassades est en effet à la charge de la Confédération.
Celle-ci a en partie accédé à la demande du canton en déléguant 30 gardes-
fortifications qui, du 1er au 15 novembre, se sont chargés de la protection des
bâtiments à risques. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 17.10.2001
FRANÇOIS BARRAS

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Ende August sorgte ein kantonaler Vorstoss der Aargauer CVP für Wirbel. Die CVP-
Fraktion im Grossen Rat forderte ein Kopftuchverbot an Volksschulen.
Kleidungsstücke, die den pädagogischen Lernzielen der Volksschule widersprächen,
sollten generell verboten werden. In der Sonntagspresse wurde kolportiert, dass das
Anliegen von der nationalen Parteileitung mit Mustervorstössen gefördert werde.
Hintergrund des Aargauer Vorstosses war ein Bundesgerichtsurteil, welches ein an einer
Thurgauer Schule ausgesprochenes Verbot des Tragens eines Kopftuches wegen
Fehlens einer gesetzlichen Grundlage für ungültig erklärt hatte. Mit dem von der CVP
Aargau vorgeschlagenen Verbot sollen die offenen und progressiven Muslime
unterstützt und Mädchen vor rigiden Kleidervorschriften geschützt werden. In anderen
Kantonen wurde ein Verbot zwar diskutiert, ausser im Kanton Aargau wurde aber von
keiner anderen CVP-Sektion ein Vorstoss unternommen. Verbote seien für das Ziel der
Integration kontraproduktiv – so die Mehrheitsmeinungen in den meisten Kantonen. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.2013
MARC BÜHLMANN
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6) TG, 17.10.01.
7) SZ, 11.8.13; NZZ, 20.8.13; AZ, 21.8.13; BaZ, 19.9.13.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 2


